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Die westdeutsche Forschung hatte dem Widerstand des „20. Juli 1944“
und seinen durch die Nazis hingerichteten Protagonisten – der „Volksge-
richtshof“ fällte im Laufe von über 50 Prozessen rund 110 Todesurteile –
lange Zeit größte Aufmerksamkeit gezollt. Meist völlig übersehen wurde da-
bei bis heute, daß ein solch riskantes Unterfangen wie der Staatsstreich ge-
gen das bereits ein gutes Jahrzehnt über Europa herrschende NS-Gewalt-
regime kaum Sache nur weniger Hundert Militärs und Zivilisten hatte sein
können.

Angesichts des – trotz absehbarer Niederlage – immer noch großen
Rückhalts, den Hitler und seine Vasallen in der deutschen Bevölkerung ge-
nossen, des zunehmenden Fanatismus seiner Schergen in allen Städten und
Gemeinden und der Besetzung nahezu aller Schaltstellen des „Dritten
Reichs“ mit strikten Gefolgsleuten der NSDAP wäre der Versuch, das Re-
gime zu stürzen, ohne die Gewißheit eines verläßlichen Netzes ziviler Wi-
derstandsgruppen im Untergrund ein bloßes Hasardeursstück gewesen.

Eben jene zahlreichen Verbindungen des militärischen Widerstandes zu
den zivilen Regimegegnern aus unterschiedlichen politischen Lagern –
Konservative, Liberale, Sozialdemokraten und Gewerkschafter –, die Axel
Ulrich für das Rhein-Main-Gebiet aufgrund langjähriger Arbeiten zum Wi-
derstand nachzeichnet, sollten das Fundament bilden für den geplanten
Neuaufbau eines demokratisch-rechtsstaatlichen und sozial verantwortli-
chen deutschen Staates nach erfolgreichem Umsturz.

Ulrich weist exemplarisch auf mehr als 20 Städte und Gemeinden hin,
in denen der „20. Juli“ über eine zivile Verankerung verfügte, und macht
rund 60 Personen in der Region Rhein-Main namhaft, die hier nach dem
Sturz Hitlers in vorderster Front für die Übernahme politischer Verantwor-
tung bereitstanden. Ihre Einbindung in die Vielzahl der dargelegten Grup-
penstrukturen läßt zu Recht den Schluß zu, daß der zivile Widerstand als
Basis des „20. Juli“ allein in dieser Region wohl weit über 500 Personen er-
faßt haben dürfte. Diese wiederum verfügten über Kontakte zu weiteren
Oppositionellen, welche aus Gründen der konspirativen Absicherung erst
in einer späteren Phase zur Mitarbeit herangezogen werden sollten.
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Der beabsichtigte Staatsstreich war also nicht – wie Hitler aus Propa-
gandazwecken behauptete – Sache einer kleinen Verschwörerclique,
noch fußte er allein auf Überlegungen von Vertretern des Militärs. Das At-
tentat Stauffenbergs auf Hitler im „Führerhauptquartier Wolfschanze“ am
20. Juli 1944 war Ergebnis langer und durchaus kontroverser Diskussionen
zwischen den führenden Vertretern des militärischen und denen des zivilen
politischen Widerstandes nicht zuletzt um die Frage, welche Gestalt ein
Deutschland nach Hitler erhalten solle. Ohne das weitverzweigte Netz un-
tereinander lose verbundener ziviler Gruppierungen von Nazigegnern,
welche im Falle des geglückten Umsturzes die Garantie ihres aktiven Ein-
satzes für eine politische und soziale Revolution in die Waagschale zu wer-
fen gewillt waren, wäre der Versuch, dieses mörderische System in die Knie
zu zwingen, von vornherein zu Scheitern verurteilt gewesen. Daß er den-
noch scheiterte, ist jenen Kräften nicht anzulasten, die sich in Städten und
Gemeinden für einen Neubeginn bereit hielten.

Gleichwohl hat die historische Forschung – ungeachtet der regionalen
Gegebenheiten sowie schon früh nach Kriegsende vorgelegter Hinweise,
etwa durch Emil Henk, aber auch durch Willy Knothe – die Hitlersche Pro-
pagandabehauptung von der geringen Zahl aktiver Regimegegner unge-
prüft übernommen und die erwähnten Angaben von Zeitzeugen als über-
höht abgelehnt bzw. gar nicht zur Kenntnis genommen. 

Allein die Tatsache, daß sofort nach dem Sieg der Alliierten Männer
und Frauen des Widerstandes in allen Regionen des untergegangenen
Reichs die Geschicke vor Ort in die Hand nahmen und zu Gründern unse-
rer heutigen Demokratie wurden, hätte die Historiker eigentlich stutzig ma-
chen und zur genaueren Analyse anspornen müssen. Der akribischen Re-
cherche Axel Ulrichs nach den historischen Zusammenhängen des Wider-
standes im Rhein-Main-Gebiet ist es zu verdanken, daß wir nicht nur Henks
und Knothes frühe Schätzungen bestätigt finden, sondern daß darüber hin-
aus durch Namhaftmachung von Personen und Orten sowohl Umfang als
auch politische Differenzierung des zivilen Anteils am Widerstand des „20.
Juli“ wieder plastisch sichtbar werden.

Renate Knigge-Tesche
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20. Juli 1944 – Versuch eines
Militärputsches sowie einer
politisch-sozialen Revolution

Verbindungen zum politischen Widerstand im
Rhein-Main-Gebiet

Durch Stauffenbergs Attentat auf Hitler im „Führerhauptquartier Wolf-
schanze“ bei Rastenburg in Ostpreußen am 20. Juli 1944 und die an-
schließende Operation „Walküre“ sollte von Berlin aus eigentlich ein allge-
meiner militärischer Aufstand ausgelöst werden, gefolgt von einer Erhebung
zahlreicher, untereinander konspirativ vernetzter ziviler Widerstandskreise im
ganzen Land.1 Binnen nur eines halben Tages war aber das ganze Unterneh-
men in sich zusammengebrochen, auf welches militärische und zivile Wider-
standskräfte seit Jahren hingearbeitet hatten. Entscheidend für das Scheitern
der Aktion waren – neben der Tatsache, daß der Diktator den Anschlag über-
lebt hatte, sowie etlichen anderen Unwägbarkeiten – auch unverkennbare or-
ganisatorische Schwächen. Hierzu zählten nicht zuletzt die Doppelfunktion
Stauffenbergs: Ausführung des Attentats und anschließend Übernahme der Ge-
samtleitung des Putsches in der Reichshauptstadt, desgleichen die nicht gelun-
gene nachrichtentechnische Isolierung der Befehlszentralen des Regimes, die
fehlende Indienstnahme der Rundfunkeinrichtungen und die nicht erfolgte Ver-
haftung aller greifbaren regimetreuen Entscheidungsträger, schließlich die
doch recht zögerliche Haltung vieler involvierter Offiziere in den meisten Wehr-
kreisen.

Primat der zivilen Opposition
Nach dem Putsch hätte nicht etwa eine Militärdiktatur etabliert werden sol-

len, wenngleich Skepsis angebracht ist, ob die Offiziere die Macht so schnell
wieder aus den Händen gegeben haben würden. Aber nachdem die Militärs
den unabdingbaren ersten Schlag erfolgreich geführt hätten, wozu einzig und
allein sie sich eine Chance ausrechnen konnten, war geplant gewesen, die in
die Verschwörung unmittelbar einbezogenen Zivilisten – Konservative, Libe-
rale, Sozialdemokraten und Gewerkschafter – sofort nachrücken zu lassen, um
sogleich die mit ihnen in loser informeller Verbindung stehenden zivilen Wi-
derstandsgruppen auf den Plan zu rufen. In der von den Frondeuren bereits

◆
Axel Ulrich
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konzipierten neuen Regierung sollten nur solche Posten von Militärs bekleidet
werden, die diesen von ihrer fachlichen Kompetenz her auch zustanden. Die
rekonstruierten Varianten der Kabinettsliste2 belegen sämtlich das Primat der zi-
vilen Opposition: Carl Goerdeler wäre das Amt des Reichskanzlers zugefallen,
Wilhelm Leuschner war als Vizekanzler, Ludwig Beck als Staatsoberhaupt, Paul
Löbe als Reichstagspräsident, Ulrich von Hassell oder Friedrich Werner Graf
von der Schulenburg als Außenminister vorgesehen, und so fort; Helmuth Ja-
mes Graf von Moltke, Peter Graf Yorck von Wartenburg vom ,,Kreisauer Kreis“,
desgleichen Stauffenberg und auch Beck hatten freilich auf einen raschen
Wechsel dieser Übergangsregierung gehofft, um dann den ansonsten als In-
nenminister eingeplanten Julius Leber zum Kanzler zu machen.3 Beck hätte
womöglich später durch Leuschner abgelöst werden sollen. Wie auch immer,
der ,,20. Juli“ war beides: der Versuch eines Militärputsches und der einer dar-
aus resultierenden politisch-sozialen Revolution4, allerdings wohl kaum mit der
Perspektive einer Rückkehr zu einer parlamentarischen Regierungsform Wei-
marer Zuschnitts.5

Grundsätzlicher politischer und moralischer
Neubeginn war das Ziel

Die verschiedenen Gruppen und Personen, die sich im „20. Juli“ zusam-
mengefunden hatten, waren bis zuletzt in vieler Hinsicht uneins geblieben. So
waren von ihnen autoritäre, liberale und demokratische, ständestaatliche, so-
zialstaatliche, auch sozialistische Herrschaftsmodelle zwangsläufig recht kon-
trovers diskutiert, sogar die Etablierung einer parlamentarischen Monarchie
war von einigen erwogen worden. In einem Punkt jedoch hatten alle schließ-
lich übereingestimmt: Dieses Regime mußte beseitigt werden, koste es, was es
wolle. Nur die radikale Umkehr der ganzen Nation könnte überhaupt eine Ba-
sis für deren Fortbestehen nach der absehbaren militärischen Niederlage bzw.
für einen politischen und moralischen Neubeginn schaffen nach all den unge-
heuerlichen, an sämtlichen Fronten, in den besetzten Gebieten, in den Kon-
zentrations- und Vernichtungslagern, auch in allen Städten und Gemeinden
Deutschlands begangenen Verbrechen. Die für den Fall eines geglückten
Staatsstreichs von Beck und Goerdeler vorbereitete „Regierungserklärung“ sah
daher die unverzügliche Rückkehr zur Rechtsstaatlichkeit vor, die Bestrafung al-
ler Schuldigen, die sofortige Einstellung der Judenverfolgung, die Auflösung
der Konzentrationslager, des weiteren die Wiederherstellung der Geistes-, Ge-
wissens-, Glaubens- und Meinungsfreiheit, Neuordnung der Verwaltung, Auf-
lösung Preußens, freie Entfaltungsmöglichkeiten für die Wirtschaft unter Berück-
sichtigung sozialstaatlicher Grundsätze und – allem voran – die Herbeiführung



des Friedens. Man hoffte darauf, daß die neue nichtnazistische Reichsregie-
rung von den Feindmächten als Verhandlungspartner akzeptiert würde. Um-
gehend sollte diese erst den Waffenstillstand erwirken und dann – nach Räu-
mung aller besetzten Gebiete – einen Friedensvertrag aushandeln, durch den
die Existenz des Deutschen Reiches gewahrt bliebe. Nur so ließe sich „die
Grundlage für eine gesicherte Zukunft auch unseres Volkes in einer wieder von
Vertrauen, von gesunder Arbeit und friedlichen Gefühlen erfüllten Völkerfami-
lie schaffen“.6 Nicht wenige spekulierten indes auf einen – völlig illusionären –
Separatfrieden mit den Westmächten, um den Rücken frei zu bekommen für die
Fortsetzung des Waffengangs gegen die Sowjetunion.

Bündelung des antinazistischen Kräftepotentials

Daß die Fülle brisanter politischer, militärischer, sozialer und wirtschaftli-
cher Probleme ausschließlich durch Bündelung des vorhandenen antinazisti-
schen Kräftepotentials bewältigt werden könnte, stand für sämtliche Gruppen
der Opposition ebenfalls fest. Deshalb wollten die „Kreisauer“, die Gewerk-
schaftsführer sowie Stauffenberg verhindern, daß im neuen Staate „politische
Parteien bisheriger Art“ das Sagen erhielten7; Carlo Mierendorff hatte in sei-
nem Aufruf zur „Sozialistischen Aktion“ eine „überparteiliche Volksbewegung
zur Rettung Deutschlands“8 vorgeschlagen, auch Goerdeler rechnete damit,
daß seine Regierung von einer solchen „Volksbewegung“ getragen werden
würde, wiewohl er ansonsten jedes Zusammengehen mit den Kommunisten
strikt ablehnte. Jakob Kaiser, Max Habermann, Leuschner und ihre Freunde faß-
ten die Schaffung einer einzigen „Partei der Arbeit“ ins Auge, gegebenenfalls
nach dem Vorbild der Labour Party; andere dachten zusätzlich an die Grün-
dung einer Bürgerpartei sowie einer Partei bloß für die Bauernschaft; Andreas
Hermes hatte die Bildung einer Einheitspartei für alle „Bürger, Bauern und Ar-
beiter“ ins Gespräch gebracht.9 Sogar Ludwig Beck meinte im Mai 1944 ge-
genüber dem berühmten bürgerlich-liberalen Historiker Friedrich Meinecke,
auch dieser ein überzeugter Gegner der Nazis, man müsse nach dem Ende
der Diktatur eine „antinazistische Einheitspartei“ bilden, die das gesamte poli-
tische Spektrum „von der äußersten Rechten bis zu den Kommunisten“ er-
fasse.10 Solche Einheitsüberlegungen, die im Ansatz auch für Julius Leber, Adolf
Reichwein, Moltke sowie Stauffenberg festzustellen sind, hatten allerdings rein
nichts gemein mit jenem Zerrbild einer „Demokratie“, gestützt auf eine „Ein-
heitspartei“ unter kommunistischen Vorzeichen, die dann im Frühjahr 1946 in
der Sowjetischen Besatzungszone installiert wurde.

Einen Nachhall hatte das umfassende Zweckbündnis des „20. Juli“ gleich-
wohl: Die aus ehedem heillos zerstrittenen politischen Richtungen stammenden
Demokraten der „ersten Stunde“ bemühten sich nach der Erlösung vom Joch
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der NS-Gewaltherrschaft darum, den Gedanken der rechtzeitigen und dauer-
haften Kooperation aller zur Verfügung stehenden Kapazitäten zur Bewälti-
gung der drängenden Tages- und Zukunftsaufgaben zu bewahren und zur
Richtschnur ihres weiteren politischen Handelns zu machen.11 Daher gehört ge-
rade der Widerstand des „20. Juli“ unmittelbar zu den Fundamenten der Bun-
desrepublik Deutschland.

Der Widerstand war keineswegs winzig

In diesem Zusammenhang ist auf folgendes aufmerksam zu machen: Kei-
neswegs nur bei uns, vor allem auch im Ausland, hält sich hartnäckig die Fama,
es hätten während des „Dritten Reiches“ nur sehr wenige Deutsche den Mut zu
Zivilcourage und Widerstand gefunden. Sicherlich gehörte damals die über-
wiegende Mehrheit in unserem Land zu den Tätern, zu den Mitläufern und
Claqueuren des Regimes und nicht zuletzt zu dessen duldsamen Zuschauern.
Es darf aber nicht übersehen werden, daß während der ganzen zwölfjährigen
NS-Gewaltherrschaft weit über eine Million Reichsbürger aus politischen oder
aus ethisch-religiösen Gründen für kürzere oder längere Zeit in Konzentrati-
onslagern festgehalten wurden und etwa 130.000 nichtjüdische Deutsche ihr
Leben lassen mußten, weil sie Hitler und seinem Herrschaftssystem aktiv oder
passiv widerstanden haben.12 Hierzu zählt der von den militärischen und den
zivilen – sozialdemokratischen, linkssozialistischen, kommunistischen, gewerk-
schaftlichen, bürgerlichen, katholischen und protestantischen – Gruppen, Zir-
keln und Einzelpersonen geleistete Widerstand ebenso wie jener der vielen na-
menlos gebliebenen Menschen, die Verfolgten Hilfe gewährten oder die auf
mancherlei Weise ihre Stimme zum Protest erhoben. Man muß sich natürlich
davor hüten, ins andere Extrem zu fallen und aus den Statistiken zur politischen
Verfolgung eine „Massenbewegung“ des Widerstandes zu konstruieren. Aber
aus dem Untergrund hätten sich sicherlich Tausende, wenn nicht Zehntausende
zur Durchsetzung der politischen Zielvorstellungen des „20. Juli“ mobilisieren
lassen. Ein beachtliches Potential von Menschen, die sich mit dem Nazifa-
schismus niemals einverstanden erklärten, war real vorhanden. Es muß darüber
hinaus berücksichtigt werden, daß die genannten Zahlen nur solche Menschen
erfassen, die der Denunziationslust ihrer Nachbarn oder der Gestapo zum Op-
fer gefallen sind. So perfekt vermochte auch der faschistische Fahndungsap-
parat zu keiner Zeit zu arbeiten, als daß es ihm gelungen wäre, sämtlicher Re-
gimegegner habhaft zu werden. Viele Deutsche, die sich unentdeckt in aktiver
oder in innerer Opposition zum NS-Staat befanden, wären ohne jeden Zwei-
fel sofort zur Stelle gewesen, wenn der Diktator und seine Vasallen erst einmal
von ihrem Podest gestürzt worden wären.
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Die Opfer des „20. Juli“ – nur die Spitze eines
Eisbergs

Noch in der Nacht nach dem Scheitern des Umsturzversuchs von Beck,
Stauffenberg, Olbricht und ihren Getreuen erfolgten in Berlin und überall im
Deutschen Reich die ersten Verhaftungen. Schon am 21. Juli 1944 wurde im
Amt IV des Reichssicherheitshauptamtes die „Sonderkommission 20. Juli“ mit
zeitweise bis zu 400 Mitarbeitern gebildet. Ihre Tätigkeit führte zur Festnahme
von mindestens 600 Personen, darunter auch Unterstützer, Fluchthelfer und Fa-
milienangehörige. In einer Serie von über 50 Prozessen wurden am Ende durch
den „Volksgerichtshof“ mehr als 110 Todesurteile verhängt.13 Diese ver-
gleichsweise geringe Zahl von Hingerichteten bzw. der insgesamt im Zusam-
menhang mit dem „20. Juli“ Festgenommen wurde später häufig bemüht, Hit-
lers Propagandakonstrukt von der angeblich winzigen Verschwörerclique be-
stätigt zu sehen. Dementgegen hätte allein schon die Logik erkennen lassen
müssen, daß ein Staatsstreich nur weniger hundert Offiziere und Zivilisten ohne
jeden weiteren Rückhalt nichts anderes gewesen wäre als das Unternehmen
von Hasardeuren. Die deutliche Präsenz sozialdemokratischer Politiker und Ge-
werkschafter an der Spitze der geplanten Zivilregierung hat gleichfalls nur sel-
ten stutzig gemacht. Mehr noch: Gerade diese Kräfte, aber auch die in die Ver-
schwörung eingebundenen christlichen Gewerkschafter, werden erstaunlicher-
weise bis heute – anders als im Falle der Kreise um Beck, Goerdeler, von Has-
sell sowie um Graf Moltke – meist nur als Personen ohne jeden weiteren orga-
nisatorischen bzw. konspirativen Hintergrund wahrgenommen.

Wer sich mit der Erforschung von Widerstandsaktivitäten beschäftigt, weiß,
daß die in den Anklage- und Urteilsschriften zutage tretenden „Fakten“ oft nur
Indikatoren sind für viel komplexere illegale Strukturen, die von den Verhafte-
ten nicht preisgegeben wurden bzw. von ihnen gar nicht verraten werden konn-
ten. Die NS-Ermittler selbst waren sehr bald darüber im Bilde, daß die Struktu-
ren des „20. Juli“, die sich ihnen offenbarten, nichts anderes waren als nur die
Spitze eines Eisbergs. Diese Erkenntnis erbrachten die scharfen Verhöre der zi-
vilen und militärischen Anführer des Aufstandsversuches während der nächsten
Wochen und Monate, im Prinzip bereits die Vernehmung von Oberleutnant
Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg, von den Verschwörern vorgesehen
eventuell als Staatssekretär im Reichsinnenministerium bzw. sogar als Innenmi-
nister. Dieser gestand, daß dem „20. Juli“ ein „differenziertes System der Un-
terrichtung“ zugrunde gelegen habe: Nur „ganz wenige Personen“ hätten
Kenntnis über bestimmte hochbrisante Dinge wie etwa die Sprengstofffrage ge-
habt, eine etwas größere, aber ebenfalls sehr klein gehaltene Gruppe sei „in
den Attentatsplan eingeweiht“ gewesen; ein wiederum „etwas weiterer Kreis“
sei „über die Tatsache unterrichtet“ gewesen, „daß ein gewaltsames Unterneh-
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men gestartet werden sollte“, wobei offengeblieben sei, „inwieweit der Führer
ausgeschaltet werden sollte“; endlich hätte es einen „Kreis von Personen“ ge-
geben, „mit denen nur über den Ernst der Lage“ oder die „Notwendigkeit des
militärischen Ausnahmezustandes“ gesprochen worden sei. Jeder einzelne
habe nur solche Informationen erhalten, die für seinen unmittelbaren Aufga-
benbereich unbedingt vonnöten waren. Dieses „konspirative System der Ge-
heimhaltung und des aufgeteilten Vertrauens“ habe bis in die oberste Führungs-
ebene – Beck, Goerdeler und Stauffenberg – Anwendung gefunden.14 Im
Klartext: Die ersten beiden Gruppen waren am 20. Juli 1944 zunächst aktiv
hervorgetreten, in der dritten Gruppe sind die für die einzelnen Wehrkreise be-
stimmten „Verbindungsoffiziere“ und „Politischen Beauftragten“ zu sehen, die
erst am Abend mobilisiert werden sollten, und die vierte Gruppe schließlich war
der Kreis der von letzteren als flankierende Maßnahme zu aktivierenden Ver-
trauensleute in Stadt und Land; daß diese ihrerseits über konspirative Verbin-
dungen zu weiteren oppositionellen Gruppen vor Ort verfügten, davon konn-
ten die Verschwörer ausgehen. Überhaupt scheint man in einigen Fällen die Be-
reitschaft zur Mitarbeit einfach vorausgesetzt zu haben, ohne sich bei den ins
Auge gefaßten Personen zu vergewissern. Auch waren bestimmte Überschnei-
dungen zwischen den diversen Gruppen dieses konspirativ abgestuften Sys-
tems nicht ausgeschlossen, so bei Stauffenberg, der in der ersten und in der
zweiten Kategorie wirksam wurde, oder bei Hermann Kaiser aus Wiesbaden,
der in der zweiten und dritten Gruppe zum Einsatz kam bzw. kommen sollte. Es
ist evident, daß das Prinzip der strukturellen Abschottung, ohne Frage über-
nommen aus der Praxis politischer Geheimbünde und nun aktuell aus dem Wi-
derstand der Kader der verbotenen Arbeiterbewegung, auch durch die Folter
nur partiell geknackt werden konnte.

Die breite zivile Basis der Verschwörung blieb
auch im Wehrkreis XII unentdeckt

Den Fahndern des NS-Terrorregimes gelang es nach dem „20. Juli“ in der
Hauptsache lediglich, die erstgenannten Führungsgruppen sowie den Perso-
nenkreis der durch die Befehle zu ihrer Heranziehung sichtbar gewordenen
„Verbindungsoffiziere“ sowie der „Politischen Beauftragten“ bzw. „Unterbeauf-
tragten“ in den Wehrkreisen zu ermitteln und festzunehmen. Nur in seltenen Fäl-
len vermochten sie Verbindungen aufzudecken, die hinab zur vierten Ebene
der Konspiration – also zur Basis – reichten. Wer im Bereich des Stellvertre-
tenden Generalkommandos des Wehrkreises XII Wiesbaden, zuständig u.a. für
das westliche Rhein-Main-Gebiet, Rheinhessen, die Pfalz und das Saargebiet,
die Scharnierfunktion zwischen militärischer und ziviler Führungsebene des
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„20. Juli“ und dem politischen Widerstand an der Basis hätte ausüben sollen,
war am Abend des Umsturzversuchs durch das entsprechende Fernschreiben
General Erich Hoepners offenbar geworden: Als „Politischer Beauftragter“ war
Ludwig Schwamb aus Frankfurt am Main bzw. aus Berlin, als dessen „Unter-
beauftragter“ Bartholomäus Koßmann aus Saarbrücken, als „Verbindungsoffi-
zier“ der Hauptmann der Reserve Hermann Kaiser vom Oberkommando des
Heeres (OKH) vorgesehen.15

Um welchen Personenkreis aber mochte es sich gehandelt haben, der spe-
ziell im Rhein-Main-Gebiet16 als vierte Kategorie des konspirativen Systems des
„20. Juli“ nicht mehr zum Einsatz gekommen war und deshalb unentdeckt
blieb? Ludwig Schwamb hatte schon seit Jahren aufs engste mit der Führungs-
spitze der sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Untergrundbewegung ko-
operiert. Wie deren konspirativer Kopf, der einstige hessische Innenminister
und sozialdemokratische Gewerkschaftsführer Wilhelm Leuschner, pflegte er
aus Gründen der Tarnung die illegale Arbeit mit seiner beruflichen Reisetätig-
keit – er war Syndikus der Schuhfabrik Tack – zu kombinieren, oft hatten beide
sogar ihre Touren aufeinander abgestimmt. Von Berlin und später zusätzlich
von Frankfurt bzw. Aschaffenburg aus unterhielt Schwamb heimliche Kontakte
in vielen Städten des Deutschen Reiches, besonders im Bereich der heutigen
Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz. Es war naheliegend, daß er auf Ge-
sinnungsfreunde zurückgriff, die ihm aus seiner früheren politischen und beruf-
lichen Tätigkeit als Rechtsanwalt in Mainz, als Vorsteher des Finanzamts Op-
penheim sowie schließlich als Staatsrat im Innenministerium des Volksstaates
Hessen in Darmstadt vertraut waren. Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang
auch Leuschners erster Versuch, gemeinsam mit Mierendorff, Ludwig Berg-
strässer, Heinrich G. Ritzel, Emil Schmidt, Siegfried Höxter und anderen sozi-
aldemokratischen Aktivisten im Frühjahr 1933 in Frankfurt und Umgebung die
Basis für ein erstes regionales konspiratives Vertrauensleutesystem zu schaffen;
durch die Brachialgewalt der einsetzenden Verfolgung war dieser „Prototyp“
einer Untergrundbewegung seinerzeit jedoch bereits in der Anlaufphase ge-
scheitert.17

Hiesige Stützpunkte der Leuschner-Organisation

Geraume Zeit nach seiner Entlassung aus dem KZ hatten Leuschner und ei-
nige seiner politischen Freunde den Aufbau einer einsatzfähigen illegalen
Struktur reichsweit – und speziell erneut im Rhein-Main-Gebiet und in Rhein-
hessen – in Angriff genommen, unverzichtbare Operationsbasis für den Fall
des erfolgreichen Umsturzes bzw. für den sich hieran anschließenden politi-
schen Wiederaufbau. Ludwig Schwamb fungierte als konspirativer Leiter des
gesamten politischen Organisationsbezirks zwischen Kassel und Heidelberg.



Für Südhessen stand ihm der Oppenheimer Jakob Steffan zur Seite, bis 1933
SPD-Abgeordneter im Landtag des Volksstaates Hessen, im Bereich Nordhes-
sens der Frankfurter bzw. Darmstädter Gewerkschaftsfunktionär Willi Richter;
letzterer war gleichzeitig für die gewerkschaftliche Illegalität im ganzen Bezirk
zuständig und diesbezüglich Leuschner auch direkt verantwortlich. In den ein-
zelnen Städten und Gemeinden war die Leitung erfahrenen, zumeist sozialde-
mokratischen Politikern, Gewerkschaftern und Verwaltungsspezialisten über-
tragen worden. Diesen oblag es, weitere geeignete Mitarbeiter heranzuzie-
hen. In Frankfurt beispielsweise hatte Kriminalrat Christian Fries die Führung
inne. Neben Willi Richter waren hier der Schweizer Geschäftsmann Mario Ar-
bini und dessen Mitarbeiter Willy Knothe, sodann Fritz List, Karl Kirchner, Karl
Altheim und etliche andere in die Konspiration einbezogen; sie verfügten über
Verbindungen zu weiteren zivilen und zu militärischen Widerstandskreisen am
Ort, zum Frankfurter Stadtkommandanten, zu zahlreichen Stützpunkten in der
ganzen Region bis nach Gießen, zur Zentrale in Berlin und sogar ins Ausland.
Auch der frühere Reichswehrminister Gustav Noske war hier mit von der Partie.
Er war zeitweilig für den Posten des Regierungschefs in Hessen-Nassau nach
einem gelungenen Umsturz im Gespräch, bis man später wohl Ludwig
Schwamb hierfür ins Auge faßte. Noske sollte zuletzt – zusammen mit dem ehe-
maligen Ministerpräsidenten von Thüringen August Frölich – als „Politischer Be-
auftragter“ die Beratung des „Verbindungsoffiziers“ und über diesen die des Be-
fehlshabers im Wehrkreis IX Kassel übernehmen. Es ist ersichtlich, daß die Or-
ganisationsstrukturen des zivilen Arms des „20. Juli“ anderen Kriterien folgten
als sie im Bereich der Militärverschwörung erforderlich waren.

In Darmstadt war Heinrich Zinnkann zuständig, bis 1933 SPD-Fraktions-
vorsitzender im Landtag des Volksstaates Hessen, mit dem wiederum Ludwig
Metzger, einst Vorsitzender des Bundes der religiösen Sozialisten in Hessen,
Professor Ludwig Bergsträsser und andere Sozialdemokraten kooperierten;
Bergsträsser hatte 1942 für Leuschner eigens einen Verfassungsentwurf unter
dem Titel „Wiederherstellung“ ausgearbeitet. In Neu-Isenburg existierte um den
früheren Bibliotheksrat Dr. Wilhelm Weinreich, auch er Sozialdemokrat, den
Arzt Dr. Hans Hayn sowie den Zahnarzt Dr. Ulrich Boelsen eine kleine Gruppe
Oppositioneller, die an ihrer Peripherie aber bis zu 100 Personen erfaßt haben
soll; enge Verbindungen bestanden dort nach Frankfurt zu Christian Fries, ins
Ruhrgebiet, sogar zur „Union deutscher sozialistischer Organisationen in Groß-
britannien“. In Mainz war Alfred Freitag eingesetzt, vor 1933 Landespartei-
sekretär der SPD in Rheinhessen, der nun eng mit einer Gruppe von Gewerk-
schaftern um Anton Calujek und mit einem katholischen Widerstandskreis um
Ernst Doller zusammenarbeitete; hier waren offenbar nicht nur die übliche po-
lizeiliche Aktion zur Festsetzung bzw. Liquidierung der örtlichen Führungsspitze
des Regimes, sondern sogar die Durchführung eines Eisenbahnerstreiks zur
Auslösung eines Generalstreiks vorbereitet worden. In Offenbach lag die Lei-
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tung des Stützpunktes in Händen der sozialdemokratischen Gewerkschafter
Ernst Wilhelm Widmann und Wilhelm Weber. Kleinere Stützpunkte bestanden
überdies in Bensheim, Worms, Alsheim, Guntersblum, Oppenheim, Nierstein,
Nieder-Olm, Ingelheim, Bingen sowie in vielen anderen Orten dieser Region.
Seit 1942/43 waren außerdem einige winzige linkssozialistisch-pazifistische
Gruppierungen in dieses Organisationsnetz integriert, so in Darmstadt, Frank-
furt und Neu-Isenburg, wobei letztere wohl zum Teil personell identisch war mit
dem engeren Kreis um Wilhelm Weinreich. Diese Gruppen hielten gleichzeitig
mit ihrer Zentrale in Dortmund Kontakt, die als „Sozialistische Union“, auch als
„Neue sozialistische Partei“ firmierte; von dort liefen Verbindungen zum Wi-
derstand in den Niederlanden, auch zur bereits erwähnten „Union deutscher
sozialistischer Organisationen in Großbritannien“. Die Kurierverbindung zwi-
schen den südhessischen Gruppen sowie zu jenen im Ruhrgebiet wurde von
Gustav Kettel realisiert, vor 1933 u.a. Leiter der Ortsgruppe der Deutschen Frie-
densgesellschaft in Bad Ems; dieser arbeitete zudem im Auftrag Leuschners
reichsweit an der Vernetzung lokaler und regionaler Widerstandsgruppen. In
Frankfurt stand auch ein Vertrauensmann des Internationalen Sozialistischen
Kampfbundes mit dem sozialistisch-gewerkschaftlichen Sektor des „20. Juli“ in
Kontakt. Und genauso wurden seit 1943/44 bis dahin allerorten weitgehend
autonom gebliebene kleinere bürgerliche Oppositionszirkel in die lokalen
Strukturen des Leuschner-Netzwerks eingeklinkt. Hierzu zählte etwa die
Gruppe um den Arzt Dr. Bernhard Pfältzer in Hanau, dessen Verbindungen wie-
derum bis zum „Kreisauer Kreis“ reichten. Mitunter wurde indes auch nur eine
spätere Kooperation zugesichert, so von Benno Reifenberg, der Adolf Reich-
weins einige Monate vor dem „20. Juli“ vorgebrachtes Ansinnen, schon vorab
eine Liste aller Redakteure der Frankfurter Zeitung für die Zeit nach Hitler zur
Verfügung zu stellen, unter Hinweis auf das große Verhaftungsrisiko ablehnte;
auch andere Verbindungen liefen seit langem von einigen Mitarbeitern der im
Sommer 1943 verbotenen Zeitung zu führenden Köpfen der Verschwörung:
von Dr. Wendelin Hecht, ihrem Verlagsgeschäftsführer, sowie von den Redak-
teuren Reifenberg und Paul Sethe zu Carl Goerdeler, von ihrem Kollegen
Rudolf Kircher zu Ludwig Beck und anderen Generalen, sodann von Robert
Haerdter über Fritz Sänger zu Julius Leber, der ihn Ende Mai 1944 als Chef-
redakteur eines Berliner Presseorgans in Vorschlag brachte, durch das die neue
Regierung publizistisch unterstützt werden sollte.18

Im Laufe der Zeit war jedenfalls eine weitverzweigte Organisationsstruktur
von miteinander nur lose verbundenen Widerstandsbasen entstanden, die ein-
zig und allein durch den gemeinsamen Willen geeint waren, im entscheiden-
den Moment am gleichen Strang zu ziehen. Lediglich Leuschner und seine eng-
sten Mitstreiter wußten um das ganze Ausmaß dieses Netzwerkes, dies aber
auch nur bis hinunter zur Ebene der Provinzbeauftragten oder der lokalen Stütz-
punktleiter. Deren weitere Kontaktleute blieben aus Sicherheitsgründen ge-
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genüber den oberen Führungsebenen sowie auch meist untereinander abge-
schottet. Während im Bereich der zivilen bürgerlichen Opposition Männer wie
Beck, Goerdeler, auch Moltke und viele andere vor allem für die Gewinnung
von Spitzenkräften aus Verwaltung, Wirtschaft, Politik usw. und für die enge Ko-
operation mit dem militärischen Widerstand zuständig waren, blieb Domäne
der seit Jahren mit den Widerstandskreisen christlicher und liberaler Gewerk-
schafter kooperierenden sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Illegalität die
Schaffung jenes breiten zivilen oppositionellen Fundaments für den Fall des
Umsturzes. Wäre der Gestapo an irgendeiner Stelle der Einbruch in dieses sol-
cherart abgesicherte Vertrauensleutesystem geglückt, sie hätte trotz ihrer Ver-
hörspezialisten niemals den Gesamtkomplex oder auch nur größere Teile da-
von zu fassen bekommen.

Die Alarmierung bzw. Mobilisierung der untereinander bloß assoziierten
Stützpunkte hätte in der Stunde X durch den Rundfunk erfolgen sollen. Danach
wären die Weisungen der Wehrkreisbefehlshaber bzw. der „Verbindungsoffi-
ziere“ und der „Politischen Beauftragten“ zu befolgen gewesen. Inhaltlich ab-
gestufte Vorwarnungen ergingen vor Stauffenbergs Attentat nur an solche Mit-
streiter, die bei der Durchführung der militärischen Umsturzaktion zum Einsatz
kommen sollten, an viele der vorgesehenen Zivil- und Militärbeauftragten in
den Wehrkreisen sowie an einige Stützpunktleiter vor Ort bzw. deren Verbin-
dungsleute. Die lokale Ebene erreichten die Instruktionen meist über Kuriere
oder auch durch per Post übermittelte Codewörter, wobei hier jedoch kein kon-
kreter Termin genannt, sondern lediglich Bescheid gegeben wurde, eine Aktion
gegen Hitler stehe unmittelbar bevor. Alle übrigen, auf deren Mitwirkung man
zählte, sollten erst im entscheidenden Moment erfahren, daß und in welcher
Form sie sich nun zur Verfügung stellen müßten. Nachdem Stauffenbergs At-
tentat und der Militärputsch gescheitert waren, wäre es einem Himmelfahrts-
kommando gleichgekommen, hätten die zivilen Widerstandskräfte dennoch
den Aufstand gewagt. Für sie war es jetzt wichtiger, die eigenen Kapazitäten
für die sich ohnedies abzeichnende Zeit nach Hitler und die dann anstehende
wirtschaftliche und politische Wiederaufbauarbeit zu bewahren.

In Wiesbaden, also am Sitz des Stellvertretenden Generalkommandos des
XII. Armeekorps, scheint – legt man allein die vorhandenen Prozeßunterlagen
zugrunde – ein Stützpunkt des „20. Juli“ nicht existiert zu haben. Selbst Peter
Hoffmann, der diesen Komplex bislang am gründlichsten untersucht und be-
schrieben hat, konnte in diesem Zusammenhang außer Kaiser, Schwamb und
Koßmann zusätzlich nur noch den damals unerkannt gebliebenen Chef des Ge-
neralstabes, Generalmajor Erwin Gerlach, ermitteln.19 Trotzdem hat es einen
solchen Stützpunkt hier zweifellos gegeben. Ein „Verbindungsoffizier“, Her-
mann Kaiser, ein „Politischer Beauftragter“, Schwamb, ein ebenfalls ziviler „Un-
terbeauftragter“, Koßmann, ein Generalstabschef, Gerlach, der gegebenen-
falls bereit gewesen war, „Walküre“ auszulösen, und dies alles ohne jede wei-
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tere militärische und zivile Basis? Das sollte wohl schlecht möglich sein. Würde
eine derart schmale Personaldecke für solche oder ähnliche Zwecke genügen,
die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft wäre eine schier endlose Kette
von Putschversuchen.

Frühe Hinweise auf den zivilen Untergrund
des „20. Juli“

An dieser Stelle ist es angebracht, auf Hinweise Emil Henks und Willy Kno-
thes einzugehen, die nach 1945 über ihre Erfahrungen im Zusammenhang mit
dem zivilen Untergrund des „20. Juli“ berichtet haben: Henk, bis zu seiner Fest-
nahme im Herbst 1934 einer der Anführer des sozialistischen Widerstandes im
Raum Mannheim/Heidelberg, seit Ende der dreißiger Jahre wiederum in eng-
ster Verbindung mit Carlo Mierendorff und Theodor Haubach und später zu-
sammen mit diesen, auch mit Ludwig Schwamb und anderen, einer der Reprä-
sentanten der sozialdemokratischen Untergrundbewegung im „Kreisauer
Kreis“20, hat 1946 seine Detailkenntnisse über die Organisationsstruktur des
Leuschner-Netzwerkes in der Region zwischen Kassel und Heidelberg sowie in
Rheinhessen veröffentlicht. Hierbei hat er eine Vielzahl der schon genannten
Stützpunkte und Mitwirkenden aufgeführt. Es ist bezeichnend für die Interes-
senlage der in den heutigen Bundesländern Hessen und Rheinland-Pfalz be-
triebenen Geschichtsforschung, daß es in fünf Jahrzehnten nur sehr selten für
nötig befunden wurde, diesen Angaben einmal nachzugehen, um sie gegebe-
nenfalls zu verifizieren oder zu falsifizieren. Henks Informationen wurden stets
beiseite geschoben mit der Vermutung, er habe sicherlich übertrieben, als er
behauptete, „ganze tausend zuverlässige Männer“ seien als „Avantgarde“ in
diesem „mit am besten organisierten“ Bereich „zur Aktion bereitgestellt“ ge-
wesen; hinter jedem einzelnen hätten jeweils „mindestens weitere zehn aktive
Kämpfer“ gestanden, so daß von einem zur Verfügung stehenden Wider-
standspotential „von allerwenigstens 10.000 bis 15.000 Männern“ nur in die-
ser Region auszugehen sei.21 Nun erscheinen diese Zahlenangaben in der Tat
reichlich hoch gegriffen. Aber als „Glaubensfrage“ sollten Hinweise solcher
Art nicht behandelt werden, zumal wenn sie von einem ehedem an diesen Ak-
tivitäten unmittelbar Beteiligten stammen.22

Wie umfangreich dieses Anti-Nazi-Potential – allein auf der Ebene der Ak-
tivisten, die in revolutionären Situationen gemeinhin weitere Kräfte mit sich zu
reißen pflegen – wirklich war, hat ein weiterer Beteiligter des „20. Juli“ im
Rhein-Main-Gebiet bezeugt: Willy Knothe, bis zu seiner Verhaftung im Sommer
1934 zuständig für den gesamten SPD-Widerstand in Südwestdeutschland, in
dieser Funktion auch mit Georg Buch in Wiesbaden konspirativ verbunden, und
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dann – ab 1940 – erneut illegal tätig.23 1951 hat er einen Artikel „Zum Ge-
denken Wilhelm Leuschners“ verfaßt, in dem er seine Erinnerungen an eine
Reihe von „Menschen und Aktionen um den 20. Juli“ ausbreitete. Knothe be-
richtete z.B. davon, daß er im September 1943 von Julius Leber in Berlin den
Auftrag erhalten habe, „eine Liste einzureichen über die Besetzung der wich-
tigsten kommunalpolitischen Ämter in Frankfurt, Wiesbaden und Darmstadt so-
wie eine Liste wegen der Besetzung der damaligen DAF durch frühere Ge-
werkschafter“. Für die künftige Frankfurter Stadtverwaltung habe er fast 50 ge-
eignete Personen benennen können, für den Gewerkschaftsbereich in seiner
Heimatstadt seien ca. 100 Vorschläge zusammengekommen. Gemäß
Leuschners Direktive der weitestgehenden Entschriftlichung des Widerstandes
– als Ausnahmen seien nochmals Mierendorffs Aufruf zur „Sozialistischen Ak-
tion“ sowie Bergsträssers Verfassungsentwurf erwähnt – ist es als wahrschein-
lich anzusehen, daß diese „Personallisten“ nicht en détail niedergeschrieben,
sondern en bloc als erstellt gemeldet wurden; nach dem Okay der „höheren
Ebene“ werden sie sinnvollerweise im Kopf der örtlichen Entscheidungsträger
„gespeichert“ geblieben sein, um dann im Bedarfsfall die Betreffenden heran-
zuziehen. Eine derart große Anzahl von Namen im Kopf zu bewahren, mutet
schwieriger an, als es in Wirklichkeit ist. Die Bereitschaft mitzumachen sei stets
nur im Einzelgespräch eruiert worden, ohne daß die Identität der jeweils an-
deren preisgegeben worden sei. Ob und wieviele Personen für Darmstadt und
für Wiesbaden gefunden werden konnten, ist dem überlieferten Text nicht zu
entnehmen.24

Wenn Knothe glaubte, den ihm erteilten Auftrag auch für diese beiden
Städte übernehmen zu können, dann muß er auf alle Fälle dort über kompe-
tente Kontaktleute verfügt haben, durch welche die in Frage kommenden Per-
sonen überhaupt erst hätten in Erfahrung gebracht werden können. In Darm-
stadt haben neben Zinnkann, Metzger und Bergsträsser mit Sicherheit Christian
Stock, damals Tabakwarenhändler, der entlassene Oberschulrat Karl Friedrich,
der Maler Hugo Parnicke, Daniel Müller, Gewerkschafter aus Griesheim, bis
zu seinem Tod Anfang 1943 sogar der ehemalige Staatspräsident des Volks-
staates Hessen Bernhard Adelung, dessen Sohn Hans sowie etliche andere zur
Verfügung gestanden; auch hier blieben die diversen Personen und Diskussi-
onszirkel bis zum Schluß weitgehend voneinander isoliert und hätten erst im ent-
scheidenden Moment zusammengeführt werden sollen.25
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Zum Beispiel die Zentrale der Verschwörung 
in Wiesbaden

Wer mochte schließlich den zivilen Widerstandsstützpunkt in Wiesbaden,
also im regionalen logistischen Zentrum der Militärverschwörung, gebildet ha-
ben? Durch Emil Henk ist lapidar überliefert, daß „die Widerstandsbewegung“
dort durch den „früheren Polizeidirektor Maschmeyer“ geleitet worden sei, die-
ser sei „ebenfalls ein Sozialist“ gewesen.26 Heinrich Maschmeyer hat in den er-
halten gebliebenen Quellen nur wenig Spuren hinterlassen: So ist über ihn ei-
gentlich nur bekannt, daß er Anfang April 1933 „in Einzelhaft in das Amtsge-
richtsgefängnis Osthofen verbracht“ worden war und zwölf Jahre später, am
10. Juni 1945, in Wiesbaden gestorben ist, nachdem er zuvor noch eine Weile
im Ende März/Anfang April jenes Jahres als „Vertretung der antinational-
sozialistischen Kräfte“ gebildeten örtlichen Aufbau-Ausschuß mitgewirkt
hatte.27 Seine Mitstreiter während des „Dritten Reiches“ lassen sich nicht mehr
präzise ermitteln. Es wird sich jedoch schwerlich von der Hand weisen lassen,
daß diese am ehesten in jenem Kreis zu suchen sind, durch den im Frühjahr
1945 die Reorganisation der Wiesbadener SPD in Angriff genommen wurde.

In den antinazistischen Kreisen, die sich in jenen Tagen daran machten, den
Schutt des „Tausendjährigen Reiches“ beiseite zu räumen und die Grundlagen
für den demokratischen Wiederaufbau zu schaffen, gab es quer durch alle po-
litischen Richtungen die Übereinkunft: Nur solche Personen durften in politisch
verantwortliche Positionen rücken, die in den Jahren unter der Diktatur ihre re-
gimefeindliche Haltung eindeutig unter Beweis gestellt hatten. So wird man in
der Regel ohne Bedenken von den Demokraten der „allerersten Stunde“ auf
deren antinazistisches Wirken in der Zeit zuvor schließen dürfen. Johannes
Maaß jedenfalls, der bald nach seiner Rückkehr nach Wiesbaden Ende Mai
1945 die Leitung des Anti-Nazi-Bundes, der Keimzelle der örtlichen SPD, spä-
ter auch den Vorsitz des Aufbau-Ausschusses, dann den des Bürgerrates Wies-
baden übernahm und der im Herbst 1945 zudem zum ersten Parteivorsitzen-
den der Wiesbadener SPD gewählt wurde, hatte sich bereits seit 1942 insge-
heim mit der Erarbeitung umfangreicher reformpädagogischer Konzeptionen
beschäftigt, relevant ausschließlich für die Zeit nach dem Ende der NS-Bar-
barei. Gewiß haben auch Max Meinhold, zuständig für die von den Nazis nie-
mals enttarnte Geldsammelstelle der illegalen Wiesbadener Sozialdemokratie,
ebenso Philipp Holl, Moritz Lang, Martin Nischalke, Emil Debusmann und etli-
che andere dieser Gruppe angehört. Weitere Mitwirkende aus Maschmeyers
Widerstandsgruppe werden sich außerdem mit großer Wahrscheinlichkeit un-
ter jenen befunden haben, die seit April 1945 daran gingen, dort die Ge-
werkschaftsbewegung auf neuer, einheitlicher Grundlage zu reorganisieren.28
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Ankoppelung auch ziviler bürgerlicher
Widerstandskreise

Bleibt man, um die Einbindung der Wiesbadener Sozialdemokraten in
Leuschners reichsweites Netzwerk von Vertrauensleutestützpunkten zu erhellen
– außer bei Maschmeyer –, auf eine indirekte Beweisführung angewiesen, so
lassen sich die Verbindungen eines lokalen Freundeskreises um den einstigen
Liberaldemokraten Heinrich Roos und den Nervenarzt Dr. Friedrich Mörchen
zum militärischen und zum zivilen bürgerlichen Flügel des „20. Juli“ unmittel-
bar belegen: Es handelte sich um eine lockere, aber ungemein rührige oppo-
sitionelle Gruppe, eine bürgerlich geprägte Solidargemeinschaft von mehr als
30 Personen, deren soziale Bandbreite vom Fabrikdirektor bis zum Gewerk-
schafter, vom Buchhändler über den Landwirt bis hin zu einem argentinischen
Konsul reichte. Ihr politisches Spektrum umspannte früheres Zentrum, den Links-
liberalismus sowie einige Vertreter der Sozialdemokratie; am Rande bestanden
auch Kontakte zu Vertretern der örtlichen KPD. Ehemalige Parteimitglieder,
Stadtverordnete und andere Funktionsträger der DDP/DStP dominierten frei-
lich. Neben dem eigenen politischen „Überwintern“ gehörten u.a. die Be-
schaffung und Diskussion unterdrückter Nachrichten, das Sammeln von Gel-
dern, Lebensmitteln und anderen Sachspenden zur Unterstützung Verfolgter,
vor allem die Hilfe für verfolgte Juden, zu ihrem Tätigkeitsfeld. Über einen Kri-
minalkommissar und einen Telegrapheninspektor war man laufend über die Ak-
tivitäten der Gestapo orientiert. Der Aufbau-Ausschuß Wiesbaden schließlich,
der sich als überparteiliche, basisdemokratisch legitimierte Keimzelle des künf-
tigen Stadtparlamentes begriff, wurzelte personell sehr stark in jenem Kreis.29

Hermann Kaiser, im Zivilberuf Studienrat in Wiesbaden, den die Ver-
schwörer nach dem Umsturz zum Staatssekretär im Kultusministerium ernennen
wollten, hatte – laut Aussage seines ebenfalls in den „20. Juli“ involvierten Bru-
ders Ludwig Kaiser – als Kriegstagebuchführer im OKH auch „enge Beziehun-
gen“ zur Göttinger Universität und gleichzeitig zum Stellvertretenden General-
kommando des XII. Armeekorps in Wiesbaden unterhalten; „in gewissen Zeit-
abständen“ habe dieser in beiden Städten „seine Vertrauensleute“ aufgesucht,
„die er über die außen- und innenpolitische und militärische Lage unterrich-
tete“.30 Wer diese Vertrauensleute im einzelnen waren, läßt sich für Wiesba-
den zumindest in zwei Fällen nachweisen: So existiert ein Schreiben Hermann
Kaisers an seinen Freund Rudolf von Ibell, Sohn des früheren Wiesbadener
Oberbürgermeisters, vom 16. Juli 1944, das aus Sicherheitsgründen durch ge-
meinsame Bekannte persönlich überbracht worden war. Darin beziehen sich
verschiedene verschlüsselte Bemerkungen auf das unmittelbar bevorstehende
Attentat auf Hitler bzw. auf die hierzu zuvor unternommenen, jeweils wieder
verschobenen Anläufe Stauffenbergs.31 Auch der Kaufmann Ludwig
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Schwenck, der in der Gruppe um Heinrich Roos engagiert war, ist stets in en-
ger brieflicher und persönlicher Verbindung mit seinem „alten Freund“ Kaiser
geblieben. Ein teilweise chiffrierter Briefwechsel aus dem Mai 1944 zeigt, daß
Schwenck in die Umsturzvorbereitungen gleichfalls wenigstens informell ein-
bezogen war.32

Und noch zwei weitere Verbindungen liefen vom Freundeskreis Roos zum
„20. Juli“, beide zu Widerstandsgruppen der verbotenen christlichen bzw. ka-
tholischen Arbeiterbewegung: Erich Zimmermann, früher in Wiesbaden Se-
kretär bzw. Bezirksgeschäftsführer des Gewerkschaftsbundes der Angestellten,
einer an der DDP/DStP angelehnten Hirsch-Dunckerschen Richtungsgewerk-
schaft, hat nach dem Krieg bekannt, daß er während des „Dritten Reiches“ dem
Widerstand um seinen Gewerkschaftskollegen Ernst Lemmer, um Jakob Kaiser,
den führenden Repräsentanten der oppositionellen christlichen Gewerk-
schaftsrichtung, sowie um Julius Leber angehört habe.33 Und ebenso hatte Fer-
dinand Grün, bis 1933 Sekretär des Bezirksverbandes der katholischen Ar-
beiter- und Männervereine, bereits seit den dreißiger Jahren von Wiesbaden
aus Kontakt zu einer Widerstandsgruppe christlicher Gewerkschafter im Frank-
furter Raum. Diese war später zumindest über die Kerngedanken der auf der
„oberen Ebene“ geführten Neuordnungsdiskussionen und über die Absicht ei-
nes Umsturzes im Bilde. Die konspirative Verbindung führte dort von Josef Arnd-
gen, vor 1933 u.a. Chef des christlichen Deutschen Gewerkschaftsbundes in
Hessen und Hessen-Nassau, zu dessen Freund Willi Richter34, Vertrauter
Leuschners und Ludwig Schwambs. Genauso wie der Schulterschluß zwischen
dem sozialdemokratischen Widerstand und jener Gruppe christlicher Gewerk-
schafter vollzogen war, dürfte Henks allgemeiner Hinweis auch für Wiesbaden
Gültigkeit besessen haben, wonach zu guter Letzt auch „einzelne andere poli-
tische Gruppen“ an Leuschners „Apparat angeschlossen“ waren: „Katholiken,
Protestanten, Demokraten und da und dort auch Liberale“.35 Zumindest waren
mit August Heinzmann und Martin Nischalke zwei hochkarätige illegale So-
zialdemokraten in die Gruppe Roos integriert. Wenngleich diese – gemäß den
Regeln konspirativer Absicherung – hierüber nicht notwendig informiert gewe-
sen sein muß, spricht einiges dafür, daß beide als Vertreter Heinrich Masch-
meyers fungierten.

Auch der Wiesbadener Kaufmann Walter Jentzsch hatte Anfang der 40er
Jahre einen oppositionellen bürgerlichen Freundeskreis um sich versammelt,
der u.a. aus dem Abhören sogenannter Feindsender bezogene Nachrichten
austauschte und diskutierte. Nachdem er Jahre zuvor Fabian von Schlabren-
dorff kennengelernt hatte - berühmt durch seinen zusammen mit Henning von
Tresckow am 13. März 1943 an der Ostfront unternommenen Attentatsversuch
auf Hitler -, war man einige Zeit vor dem „20. Juli“ wieder an Jentzsch heran-
getreten und hatte ihm beschieden, er möge sich „bereit halten“. Ohne in die
Umsturzpläne eingeweiht worden zu sein, war ihm sofort klar, daß ein An-

19



schlag auf Hitler unmittelbar bevorstehen müsse und dann „zahlreiche Leute für
den Aufbau gebraucht“ würden. Fabian von Schlabrendorff hatte sich schon
vor Kriegsausbruch eine Zeitlang als Rechtsanwalt in Wiesbaden niedergelas-
sen. Nach dem Krieg hat er davon berichtet – leider ohne Nennung von Na-
men –, daß er ab Herbst 1933 gerade auch in Rheinhessen in zäher Kleinar-
beit oppositionelle Zellen ins Leben gerufen und „der Oppositionsbewegung
eingegliedert“ habe. Auf solche, teilweise bereits lange vorhandenen Wider-
standsstrukturen griffen die Verschwörer des „20. Juli“ nun zurück. Das Schei-
tern der Aktion und die anschließende Verhaftungswelle veranlaßten Jentzsch,
auf Tauchstation zu gehen. Erst Monate später kam die Gestapo auf die Spur
seines Freundeskreises; Auslöser war ein „in wirtschaftlich gut gestellten Kreisen
Wiesbadens umlaufendes Gerücht über einen neuen Anschlag auf den Führer“.
Im März 1945 wurde Walter Jentzsch vom „Volksgerichtshof“ zum Tode ver-
urteilt, nur der Einmarsch der Sowjets in Berlin bewahrte ihn und seine Gefähr-
ten vor den ihnen zugedachten Strafen.36

Wie wichtig die wechselseitige Abschottung der einzelnen Widerstands-
gruppen wirklich war, die eine künftige Verbindung einzig und allein durch we-
nige eingeweihte Kontaktpersonen gestattete, zeigte sich im Zuge der zentra-
len Verhaftungsaktion „Gewitter“ bzw. „Gitter“. Unabhängig davon, ob ihnen
„im Augenblick etwas nachgewiesen ist oder nicht“, war vom Reichsführer-SS
befohlen worden, am 22. August 1944 gleichzeitig „alle früheren Reichs- und
Landtagsabgeordneten sowie Stadtverordneten der KPD und SPD und sämtli-
che ehemaligen Partei- und Gewerkschaftssekretäre der SPD im Reich festzu-
nehmen“ und „in Schutzhaft zu nehmen“. Zwar waren die entsprechenden Li-
sten bereits Jahre zuvor prophylaktisch angelegt worden, und auch hatte Hitler
eine solche Aktion intern schon mehrfach avisiert, aber ihre Durchführung zum
damaligen Zeitpunkt ist sicherlich im Zusammenhang damit zu sehen, daß die
„Sonderkommission 20. Juli“ es nicht vermocht hatte, die zivile Basis der Ver-
schwörung aufzudecken, von deren Existenz die Nazis aus den Verhören der
verhafteten Frondeure vage wußten. Es wird geschätzt, daß reichsweit 6.000
bis 7.000 zumeist ältere und zum Teil kranke Menschen durch diese Verhaf-
tungsaktion erfaßt wurden, die man schließlich sogar auf Funktionäre des Zen-
trums und der Bayerischen Volkspartei ausdehnte. Die meisten wurden nach
kurzer Zeit wieder auf freien Fuß gesetzt, viele kamen jedoch anschließend in
KZ-Haft, wo etliche von ihnen ihr Leben lassen mußten.37 Auch einige führende
Funktionäre des politischen Widerstandes im Rhein-Main-Gebiet waren unter
den Verhafteten, so z.B. Willy Knothe, Ferdinand Grün und Josef Arndgen. Kei-
ner von ihnen hat sein Wissen um die zivilen Widerstandsstrukturen preisge-
geben. Dies gilt auch für solche, die – wie Knothe und Jakob Steffan – sich zum
Schein, vor allem um die Konspiration nicht zu gefährden, als V-Leute der Ge-
stapo hatten anwerben lassen. 
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Die oberste Führungsriege des „20. Juli“ gab ihre
Mitstreiter nicht preis

Für die oberste Führungsriege des „20. Juli“ im Rhein-Main-Gebiet hielt das
Schicksal unterschiedliche Fügungen bereit: Während es für Ludwig Schwamb
und Hermann Kaiser keine Rettung gab – sie wurden zusammen mit acht wei-
teren Widerstandskämpfern am 23. Januar 1945 in Berlin-Plötzensee hinge-
richtet –, vermochte Bartholomäus Koßmann für sich Freispruch zu erwirken. Er
hatte in sämtlichen Verhören darauf beharrt, er habe das an ihn herangetra-
gene Ansinnen zurückgewiesen, sich nach einer möglichen „Regierungsumbil-
dung“ als „politischer Berater“ beim „Generalkommando in Wiesbaden“ zur
Verfügung zu stellen; mit der eisern durchgehaltenen Schutzbehauptung, er
habe keine Ahnung gehabt, daß es sich am Ende um „Verratspläne“ gehandelt
haben könnte, und wohl auch dank der Tatsache, daß ihn Nikolaus Groß, en-
ger Mitstreiter von Bernhard Letterhaus aus dem Widerstandskreis der Katholi-
schen Arbeiterbewegung im Kölner Ketteler-Haus, der ihn im Auftrag Jakob Kai-
sers angeworben hatte, nicht be-, sondern vielmehr entlastete, gelang es ihm,
seinen Kopf aus der Schlinge zu ziehen. Nach dem Krieg hat er sich als seit An-
fang November 1943 dem Kreis um Carl Goerdeler zugehörig offenbart.38

Auch Ludwig Schwamb und Wilhelm Leuschner haben – trotz schwerster Fol-
ter – in den Verhören nur solche Namen und Zusammenhänge bekannt, von
denen die Ermittler ohnehin schon wußten, deren Leugnung also sinnlos gewe-
sen wäre. Dadurch blieben viele ihrer Mitstreiter geschützt.

Der „20. Juli“ zählt zu den Fundamenten 
unserer Demokratie

Viele derer, die in die zivilen Widerstandsstrukturen des „20. Juli“ im Be-
reich der heutigen Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz aktiv eingebun-
den, aber unerkannt geblieben waren, konnten daher seit dem Frühjahr 1945
beim Aufbau einer zweiten Demokratie in Deutschland eine eminent wichtige
Rolle spielen: so etwa Jakob Steffan als Regierungspräsident für Rheinhessen,
später als Innenminister bzw. Arbeits- und Sozialminister von Rheinland-Pfalz,
Ernst Doller zunächst als stellvertretender Oberregierungspräsident der Pfalz,
dann als Landgerichtspräsident, Ludwig Bergsträsser als Präsident der Provinz
Starkenburg, dann als Regierungspräsident in Darmstadt, Martin Nischalke
zunächst als Regierungsvize-, dann gleichfalls als Regierungspräsident im Re-
gierungsbezirk Wiesbaden, Heinrich Zinnkann als Hessischer Minister des In-
nern, stellvertretender Ministerpräsident bzw. als Präsident des Hessischen
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Landtags, Ludwig Metzger als Oberbürgermeister von Darmstadt sowie Hessi-
scher Minister für Erziehung und Volksbildung, Josef Arndgen als Hessischer
Minister für Arbeit und Wohlfahrt, Christian Stock als erster gewählter Hessi-
scher Ministerpräsident, Bartholomäus Koßmann als erster Vizepräsident des
Saarländischen Landtags, Emil Henk als Dezernatsleiter für Erziehung und re-
ligiöse Fragen im Oberregierungspräsidium Mittelrhein-Saar, später als Land-
tagsabgeordneter in Baden-Württemberg, Anton Calujek als Vorsitzender des
Allgemeinen Gewerkschaftsbundes in Rheinhessen und rheinland-pfälzischer
Landtagsabgeordneter, Willy Knothe als Bezirksvorsitzender der südhessi-
schen und Landesvorsitzender der hessischen SPD, Willi Richter zunächst als
Erster Landesvorsitzender des Freien Gewerkschaftsbundes Hessen, seit 1956
als Bundesvorsitzender des DGB, Alfred Freitag erneut als Bezirkssekretär der
SPD in Rheinhessen – die Reihe ließe sich beliebig fortsetzen. Die oft gestellte
Frage, ob der Widerstand nicht nur einen moralischen, sondern auch einen
konkret politischen Sinn gehabt habe, beantwortet sich vor diesem Hintergrund
von selbst.
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den Akten der Geheimen Staatspolizei Mainz. Dokumentation, in: Mainz. Vierteljahreshefte für Kultur, Po-
litik, Wirtschaft, Geschichte. Hrsg.: Stadt Mainz, 14. Jg., H. 4, 1994, S. 44–51.

38 Vgl. das Porträt Koßmanns in: Klaus-Michael Mallmann, Gerhard Paul: Das zersplitterte Nein. Saarlän-
der gegen Hitler. Widerstand und Verweigerung im Saarland 1935–1945: Bd. 1. Hrsg.: Hans-Walter
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zur Nieden, Walter Maschke und Bartholomäus Koßmann vom 15. Januar 1945, in: Jacobsen (wie Anm
14), hier: Bd. 2, S. 795 ff.
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